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ANZEIGE

Mobilfunkinitiative kommt vors Volk
Nach dem Bundesgerichtsurteil erklärt der Walzenhauser Gemeinderat die Volksinitiative für gültig.

ImFebruar 2021 reichte einKo-
mitee eine kommunale Volks-
initiative unter demTitel «Kein
Mobilfunk auf öffentlichem
Grund» ein. 149 gültige Un-
terschriften, 50 wären nötig
gewesen, kamen zusammen.
Auslöser für die Initiative war
das Vorhaben des Walzenhau-
ser Gemeinderates, zwei neue
Mobilfunkantennen zu instal-
lieren. Dies mit dem Ziel,
den Mobilfunkempfang in der
Gemeinde zu verbessern. Als
mögliche Standorte sind das
Vereinslokal Lachen und die
Trafostation oberer Leuchen

vorgesehen – beides gemeinde-
eigene Gebäude.

2023 gelangte das Bundes-
gericht zumSchluss, dassder In-
itiativtext entgegen der bisheri-
genBeurteilungvonGemeinde-
und Regierungsrat sowie des
ObergerichteskeinBundesrecht
verletzt. Daraufhin revidierte
das Obergericht sein Urteil und
stellte fest, dass die Initiative
«Kein Mobilfunk auf öffentli-
chemGrund»gültig ist.DerGe-
meinderat anerkennt gemäss
einer Medienmitteilung die
Urteile und stellt somit dieGül-
tigkeit ebenfalls fest.Er teiltmit,

einer Abstimmung über die Ini-
tiative steht nichts mehr im
Wege.

Abstimmung im
März2024
Die Volksabstimmung wurde
auf den nächsten eidgenössi-
schenAbstimmungsterminvom
Sonntag, 3. März 2024, festge-
legt. Der Gemeinderat verzich-
tet auf einen Gegenvorschlag.
Somit kommt der Initiativtext
wie eingereicht zur Abstim-
mung. Darin heisst es unter an-
derem: «Der Einwohnerge-
meindeund ihrenOrganen ist es

untersagt,Grundstückeaufdem
Gemeindegebiet fürprivateMo-
bilfunkdienste zurVerfügungzu
stellen, die sich in ihrem Eigen-
tum befinden und die weniger
als 100MeterAbstandzuWohn-
bauten oder einer Zone, in der
Wohnbauten erlaubt sind, auf-
weisen.»Weiter seienbestehen-
de Verträge mit Mobilfunkan-
bietern betreffend die Nutzung
der Gebiete umgehend zu kün-
digen oder durch Aufhebungs-
vereinbarungen ausser Kraft zu
setzen. Allfällige bestehende
Mobilfunkanlagen auf diesen
Grundstücken sind zurückzu-

bauen.DieGrundstückedürften
nicht verkauft werden, ehe die
obigen Punkte erfüllt sind. Die
Einwohnergemeindemüsse zu-
dem die Rechtsgrundlagen
schaffen, damit die erwähnten
Punkte auf für staatsnahe Be-
triebe Rechtswirkung zeigen.

Sie die Initianten nach Be-
kanntwerden des Bundesge-
richtsurteils mitteilten, sei ihr
Ziel die ordnungsgemässe Pla-
nungundEvaluationvonMobil-
funkantennenstandortenauföf-
fentlichem Grund, damit diese
nichtmitten inWohngebietenzu
liegen kommen. (gk/mc)

Parkierung
rechtskräftig
Walzenhausen DiesenSommer
erliessderGemeinderataufdem
MZA-Areal neue Signalisatio-
nen, welche die Parkierung re-
geln. Die Verkehrsanordnung
wurde gemäss Mitteilung wäh-
rend 20 Tagen der öffentlichen
Auflageunterstellt.Währendder
Frist sindkeineEinsprachenein-
gegangen. In der Zwischenzeit
wurden die Parkverbotstafeln
mit dem Zusatzhinweis «ausge-
nommen mit Parkkarte der Ge-
meinde»,welcheeineunberech-
tigteParkierungmontagsbis frei-
tags von 7 bis 17 Uhr anzeigen,
aufgestellt. In der übrigen Zeit
kann frei parkiert werden. (gk)

Komitee nimmt
Gewinner
in die Pflicht

Abstimmung DasKomitee Ja zu
3 bis 5 Gemeinden bedauert,
dass die Stimmberechtigten
demEventualantragdenVorzug
gegeben haben. Das Abstim-
mungsresultat gebe der Regie-
rung nur teilweise einen Auf-
trag, eine Strukturanpassung
vorzunehmen, heisst es in der
Mitteilung.

Die Stimmberechtigten ha-
ben dem Eventualantrag zuge-
stimmt. Das bedeute, dass der
Kanton Appenzell Ausserrho-
den mittelfristig weiterhin aus
20Gemeindenbestehenwerde.
«Dadurch werden aus unserer
Sicht die Herausforderungen
derGemeindennicht gelöst und
die jetzigen Strukturen bleiben
erhalten.» Das Komitee bedau-
ert, dass einenegativeKampag-
nemitdemSchlagwortZwangs-
fusionen obsiegt habe. «Unser
Komiteehat sich fürdasGewin-
nende einer neuen Gemeinde-
struktur eingesetzt. Trotz der
Bedenken akzeptieren wir die-
sen Volksentscheid», teilt es
weiter mit.

RaschFusionsgesetz
erarbeiten
Nungeltees, rascheinmitfinan-
ziellen Anreizen ausgestattetes
Fusionsgesetz zuerarbeiten, da-
mit benachbarte Gemeinden
ihre strukturellen Probleme
durch Fusionen angehen kön-
nen.ManwerdedieGegner des
zukunftsgerichteten Gegenvor-
schlagsunddieRegierung indie
Pflicht nehmen, rasch diese
Rahmenbedingungenzuklären,
um Appenzell Ausserrhoden
eine erfolgreicheZukunft zu er-
möglichen.«Auchwennwiruns
einen anderen Entscheid ge-
wünschthätten, dankenwirden
Stimmberechtigten fürdieTeil-
nahme an der Abstimmung»,
heisst es abschliessend. (pd)

Die Braut, die sich traut
Heiden und sechs weitere Gemeinden zeigten grossen Fusionswillen. Doch der Weg ist noch lang.

Karin Erni und Ramona Koller

AmWahlsonntaghat sicherwar-
tungsgemäss gezeigt, dass im
Vorderland der Wille zu Fusio-
nen ausgeprägter ist als im Rest
desKantons. IndenGemeinden
Heiden, Rehetobel, Wald und
Grub erhielt der Vorschlag für
die Reduktion auf drei bis fünf
Gemeinden mehr Stimmen als
die Eventualvorlage.

Trogen hat als einzige Ge-
meinde des Mittellandes den
Gegenvorschlag der Regierung
angenommen. Im Hinterland
sprachen sich Herisau und
Hundwil ebenfalls für den
Gegenvorschlag aus.

Heiden für
Zusammenarbeit bereit

Heidens Gemeindepräsident
RobertDiethelmzeigt sichnach
dem Abstimmungssonntag zu-
frieden: «Die Heidler haben
beide Vorlagen angenommen
und bei der Stichfrage knapp
dem Gegenvorschlag den Vor-
zuggegeben.Das zeigtmir, dass
unsereGemeinde für jedeForm
derZusammenarbeit bereit ist.»
Es gehe nun darum, ein gutes
Fusionsgesetz auszuarbeiten, so
Diethelm weiter. Er wünscht
sich, dass die Gemeinden nicht
nur via Präsidienkonferenz in
diesenProzess einbezogenwer-
den. «Unsere Anliegen sollten
einfliessen können, damit es
kein luftleeresGesetzwird.»Die
Themen Raumplanung, Schule
und Verkehr müssten überge-
ordnet angeschaut werden.

Vom Kanton erwartet Diet-
helm aber auch finanzielle
Unterstützung: «Fusionen kos-
ten viel Zeit und Geld. Bei der
Entschuldung von fusionswilli-
gen Gemeinden müssen gute
Lösungen gefunden werden.»
Erhat auch schoneine Idee,wo-
her die nötigen Mittel kommen
könnten.«VondenGewinnaus-
schüttungen der Nationalbank
könnte man beispielsweise in
den kommenden 25 Jahren je-
weils einen schönen Teil ab-
zweigen und in einen Fusions-
topf legen.DieseMittel könnten
nach Bedarf für diesen Zweck
verwendet werden.»

AlsmöglicheFusionspartner
kämen für Heiden am ehesten
dieumliegendenGemeinden in-

frage, soRobertDiethelm.«Wir
pflegen ja mit einigen bereits
eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit. Mit Grub und Rehetobel
zusammen führen wir das So-
zialamt und mit mehreren Ge-
meinden haben wir das Grund-
buchamt, die Bauverwaltung
und das Betreibungsamt ge-
meinsam.»

Grub: «Aktionismus
bringtwenig»

InGrubhat sich derGemeinde-
rat lautGemeindeschreiberLeo
Anrigbereits imStrategie-Work-
shop Ende Oktober mit der zu-
künftigen Entwicklung der
Gemeinde befasst. Das Dienst-
leistungsangebot sollweiter op-
timiert undbeiderErfüllungder
Aufgaben die Zusammenarbeit
mit den umliegenden Gemein-
den vertieft werden.

Die Stimmberechtigten in
Grubhabensowohl zumGegen-
vorschlagals auchzurEventual-
vorlage Ja gesagt. Bei der Stich-
frage hat das Pendel zugunsten
des Gegenvorschlags ausge-
schlagen. «Es ist schwierig, der
Bevölkerung aufzuzeigen, wie
die Gemeinde einerseits eigen-
ständig bleiben und anderer-

seits für bestimmte Aufgaben
die Zusammenarbeit mit den
umliegendenGemeindenange-
strebt werden kann», so Anrig.

Für die Bevölkerung sei es
nun wichtig, dass die Aufgaben
einerGemeindekompetentund
zeitnah erledigt werden. «Die
Bevölkerung will einen mög-
lichst gutenService,Mobilität ist
dabei kein Hindernis. Es gibt
aber auch Einwohnende, die
den persönlichen Kontakt und
kurze Wege schätzen», sagt
Anrig. Der Gemeinderat werde
das Gespräch mit der Bevölke-
rung suchen, um das Abstim-
mungsresultat richtig interpre-
tierenzukönnen.«Aktionismus
bringt wenig», so Anrig. Dem-
entsprechend sind derzeit auch
keine Gespräche mit anderen
Gemeinden geplant.

Rehetobelwartet
neuesGesetz ab

DerRechtoblerGemeindepräsi-
dent Urs Rohner war etwas ent-
täuscht vom Wahlresultat, wie
er sagt. «Ich dachte nicht, dass
es sodeutlichausfallenwürde.»
Er glaubt nicht, dass in den
nächsten zwei Jahren bereits
konkret etwas passieren wird in

Richtung Fusionen. «Zuerst
wirdmanalles inRuheanalysie-
ren müssen. Es kommt auch
darauf an,wiedieRegierungdas
Fusionsgesetz ausgestaltet.»

«OffensichtlichePartner»
für Trogen

Als einzige Mittelländer Ge-
meindeentscheidet sichTrogen
für denGegenvorschlag der Re-
gierung. Die Trognerinnen und
Trognerstimmtenoftgegensätz-
lich zum Rest des Kantons, er-
klärtGemeindepräsidentinLisa
Roth.«Trogenzeichnet sich im-
merwiedermitderHaltungaus,
dass wir hier gerne nach vorne
schauenundfürVeränderungen
undEntwicklungenbereit sind»,
sagt Roth. Das Resultat überra-
sche sie daher nicht. Das Zei-
chen und damit der Wunsch
nach Veränderung aus der Be-
völkerungseiklar.DieExekutive
werde diesen auf die Agenda
nehmen. «Wir werden Anfang
2024dieLegislaturzieledefinie-
ren und verabschieden. Dieses
Thema wird selbstverständlich
einBestandteil dernochzudefi-
nierendenZiele sein», soRoth.

Mit welchen Gemeinden
Trogen fusionieren könnte, sei

noch völlig offen. Der Gemein-
derat müsse sich dazu zuerst
austauschen und die Bevölke-
rung müsse zu einer Meinungs-
äusserungaufgefordertwerden.
«Es gibt natürlich ganz offen-
sichtliche Partnergemeinden,
die infragekämen.Aberdies soll
nicht vorweggenommen wer-
den», erklärt dieGemeindeprä-
sidentin. ImGrossendenkensei
gerade bei diesem Thema rat-
sam. «Eine voreilige Antwort
wäre unprofessionell», sagt
Roth. Sie sei nun selbst ge-
spannt, wie gross der Stein tat-
sächlich ist, den diese Abstim-
mung ins Rollen gebracht hat.

Wald: «Wir arbeiten
bereitsmitmehreren
Gemeindenzusammen»

LautderWäldlerGemeindeprä-
sidentinMarlisHörlerBöhi ist es
noch zu früh, um mit anderen
Gemeinden konkrete Verhand-
lungen zu führen. «Wir müssen
das Fusionsgesetz abwarten,
vorher grosse Zusammen-
arbeitsdiskussionen zu führen,
ergibt wenig Sinn», so Hörler.
Ebenfalls wenig zielführend sei
es aus ihrer Sicht, wenn immer
nur zwei Gemeinden miteinan-
der fusionieren.

FürdieGemeindeWaldgäbe
es mehrere Fusionsoptionen.
«Wir haben keinen klaren Favo-
riten», so die Gemeindepräsi-
dentin. Eine Analyse, in der
29operativeVereinbarungender
GemeindeWaldmitanderenGe-
meinden erfasstwurden, zeigte,
dass es keine offensichtlicheFu-
sionspartnerin gibt. «Die Ge-
meinde arbeitet derzeit unter
anderem mit Trogen, Reheto-
bel, Heiden und dem Bezirk
Oberegg zusammen. Beispiele
sind das Zivilstandamt, die
Feuerwehr, das Grundbuchamt
und viele weitere», erklärt Hör-
ler. Dass in Wald der Gegenvor-
schlag so klar bevorzugt wird,
habesienachGesprächenmitder
Bevölkerung nicht überrascht.
SiehabedenWillen,mitanderen
Gemeinden zusammenzuarbei-
ten, bereits vor der Abstimmung
gespürt.Das kantonaleErgebnis
hingegen überraschte Hörler.
«Ichhätte gedacht, dass dieAb-
stimmung knapper ausfällt,
findeesabergut,dassdasResul-
tat so eindeutig ist.»

Heiden im Nebel: Nach der Abstimmung über die Gemeindestrukturen ist noch nicht klar, wer mit wem
fusionieren wird. Bild: Karin Erni

Standorte:
· Appenzell
· Oberriet
· Zil-Garage St.Gallen AG www.hirn.ch

Der neue Kia Sorento


